
Emanzipatorische Wirtschaftspolitik
unter neuen Rahmenbedingungen
Gibt es noch Spielräume fiir sozialdemokratische Wirtschaftspolitik?

Markus Marterbauer1

1. Was ist sozialdemokratische Wirtschaftspolitik?

Der Versuch, die Spielräume sozialdemokratischer Wirtschaftspolitik auszuloten,
verlangt zunächst nach einer Definition der spezifischen Charakteristika dieses
Politikmodells. Die Erwartung, eine einheitliche Standarddefinition sozialdemo-
kratischer Wirtschaftspolitik über verschiedene Zeitperioden und verschiedene
Länder finden zu können, wärc allerdings vcrmessen und Ausdruck einer ahistori-
schen Position. Jede Wirtschaftspolitik muss an den konkreten und aktuellen Her-
ausforderungen und Problernen ansetzen und ihr Veränderungsanspruch muss auf
gegebenen Ausgangssituationen und Institutionen basieren (Nowotny/Tieber1985).

Ein kursorischer Blick über die Wirtschaftspolitik der letzten flinf Jahrzehnte
würde zu dem Ergebnis kommen, dass sozialdemokratische Wirtschaftspolitik die
allgemeinen wirtschaftspolitischen Ziele des »magischen Vielecks« (Wirtschaf1:s-
wachstum, Vollbesch;iftigung, Verteilungsgerechtigkeit, Preisstabiliüt, stabile Lei-
stungsbilanz und stabile öffentliche Haushalte) insgesamt besser als die liberalen
und konservativen Konkurrenzmodelle zu erreichen imstande war. Sozialdemo-
kratische Wirtschaftspolitik könnte sich danlit durch besondere Effizienz auszeichnen
und wäre durch das zentrale Ziel der gesamtwirtschaftlichen Stabilität gekenn-
zeichnet. Gesamtwirtschaftliche StabiliÜt scheint nicht nur ein wesentliches Er-
gebnis sozialdemokratischer Wirtschaftspolitik zu sein, sondern dürfte sich auch
zu einem eigenständigen Ziel entwickelt haben. Sozialdemokratische Politik der
letzten Jahrzehnte war geprägt vom Bemühen, einen Ausgleich zwischen Kapital
und Arbeit, zwischen Markt und Staat und zwischen dem Wettbewerb unter
Unternehmen und der Solidarit;it unter Menschen zu erreichen.

Der relative Erfolg in der Erreichung gesamtwirtschaftlicher Stabilität kann als
erhebliches Verdienst angesehen werden, ging darnit doch eine deutliche Verbes-
serung der Lebensbedingungen einher. Er reicht rneines Erachtens aber noch nicht
tUr die Charakterisierung sozialdemokratischer Wirtschaftspolitik aus. Ich möchte
diese darüberhinaus als eine Politikausrichtung verstehen, die sich am Ziel der
Ernanzipation definiert und damit an der Schaffung von Wohlstand, Sicherheit,
Gerechtigkeit und Freiheit. Angesichts der ungleichen Verteilung von wirtschaft-
lichen und gesellschaftlichen Möglichkeiten zwischen Personen, Personengrup-
pen und sozialen Schichten bedeutet eine ernanzipatorische Politik den Anspruch,
diese Zielsetzungen allen Bevölkerungsgruppen zukomrnen zu lassen. Damit ist
die Verbesserung der Lebensbedingungen tUr »die Unterprivilegierten(( das zen-
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trale emanzipatorische Politikzicl. Sozialdemokratische Wirtschaftspolitik wäre damit
nicht nur eflizienter im Erreichen der gesamtwirtschaftlichen Stabilitätsziele, son-
dern sie würde auch spezifische gesdlschaftspolitische Ziele im Interesse der un-
terprivilegierten Schichten verfolgen. Diese Ziele werden hier emanzipatorisch
genannt.

Aufder Ebene konkreter wirtscluftspolitischer Zielsetzungen können die zentra-
len Parameter sozialdemokratischer Wirtschaftspolitik aus meiner Perspektive ver-
einL1chend unter drei vorrangige Ziele subsmniert werden: Vollbeschäftigung,
gerechte (Einkommens- und Vermögens-) Verteilung und Demokratisienmg (Glyn
199R). Unter Verwendung dieser drei Zielsetzungen möchte ich im zweiten Kapitel
des Aufsatzes erfolgreiche Perioden sozialdemokratischer Wirtschaftspolitik charak-
terisieren und herausarbeiten, welche Instrumente zur Zielerreichung eingesetzt
wurden. Im dritten Teil soll der Frage nachgegangen werden, welehe Rahmenbe-
dingungen flir nationalstaatliche sozialdemokratische Wirtschaftspolitik sich in den
letzten beiden Jahrzehnten veündert haben. Die Globalisierungsthese wird dabei
insofern zurückgewiesen, als nur die Liberalisierung der Finanzmärkte einerseits
und die Hegemonie neoliberalen Denkens andererseits als wirklich neue Pararneter
definiert werden. Im vierten Teil soll als Ursache für den abnehmenden Erfolg
sozialdenlOkratischer Wirtschaftspolitik, das fehlende Denken in makroökonomi-
schen Zusammenhängen festgestellt und daraus die Notwendigkeit, einer Stär-
kung der internationalen Dimension sozialdemokratischer Wirtschaftspolitik her-
ausgearbeitet werden. Im flinften Abschnitt werden die verbleibenden Handlungs-
spielräume auf nationalstaatlicher Ebene diskutiert. Dabei wird der hohen Bedeutung
des Wirtschaftswachstums, des öffentlichen Sektors und der I3udgetstrukturen be-
sondere Aufrnerksamkeit zugemessen. Das abschliessende Kapitel bilden einige
kursorische Bemerkungen über Ansatzpunkte einer emanzipatorischen Wirtschafts-
politik, die über Verbesserungen in der Erwerbsarbeitsgesellschaft hinausgehen.

2. Erfolge sozialdemokratischer Wirtschaftspolitik

Cemessen an den drei genannten Zielen erlebte s07ialdemokratische Wirtschafts-
politik in Europa ihre Hochblüte in der Periode des Aufbaus des keynesianischen,
korporatistischen Wohlf;ülrtsstaates in den flinfziger und sechziger Jahren. Bei ho-
hem Wirtschafts- und Besch;iftigungswachstum konnte in vielen Ländern Vollbe-
sehäftigung erreicht werden und der parallele Ausbau des WohlL1hrtsstaates flihrte
zu einer starken Verbesserung des Lebensstandards breiter Bevölkerungskreise. In
der dernokratischen Mitbestimmung auf betrieblicher Ebene wurden langsam Fort-
schritte erzielt. Die sozialdemokratische Hegemonie in der Wirtschaftspolitik brachte
in dieser Phase mit sich, dass auch viele konservative Parteien den Gnmdkonsens
in der Sozial- und Beschäf1:igungspolitik teilten.

In den darauft()lgenden drei Jahrzehnten ;inderten sich die Rahmenbedingun-
gen grundlegend. W dtweit wie in Westeuropa erfolgte ein schrittweiser Über-
gang zu neoliberaler Wirtschaftspolitik, gekennzeichnet durch einseitige Ange-
botsorientierung und dogmatischen Monetarismus. Wichtige Meilensteine bildeten
der Übergang vom 13retton- Woods-System zu flexiblen Wechselkursen zu 13e-
ginn der siebziger Jahre, die Hochzinspolitik gegen Ende dieses Jahrzehnts, die
volls6ndige liberalisierung des Kapitalverkehrs, die Öfl:imng der Cüter- und Dienst-
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leistungsmärkte in den achtziger Jahren, die Schaffung unabhängiger Notenban-
ken, schließlich der Maastricht- Vertrag der Europ;iischen Union in den neunziger
Jahren. Die neoliberalen Rahmenbedingungen haben die Spielräume fiir sozialde-
mokratische Wirtschattspolitik auf nationalstaatlicher Ebene verringert. Allerdings
gelang es selbst in dieser Phase, in einzelnen Ländem Erfolge zu verbuchen. Als
relativ erfolgreiche Phasen sozialdemokratischer Wirtschaftspolitik in den letzten
drei Jahrzehnten können angesehen werden:
• Die Phase des »Austrokeynesianismus« (Seidel 19H2) von Beginn der siebziger

bis in die trühen achtziger Jahre in Österreich. In der »Ära Kreisky« ist das
Bruttoinlandsprodukt pro Kopf - ein zentraler Wohlstandsindikator - um 12
Prozent rascher gestiegen als im Durchschnitt der EU-1S. Die größte Leistung,
die bis heute nachwirkt, war die Erhaltung der Vollbesch;iftigung bis ins Jahr
1982. Gleichzeitig blieben die Inflation relativ moderat und die Budgetdefizite
niedrig (GugerI99H, Marterbauer 2(01). Das wichtigste keynesianische Ele-
ment dieser Strategie bestand in der Stabilisierung der Erwartungen der Wirt-
schaftsakteure. Antizyklische Budgetpolitik verhinderte »Angstsparen« der priva-
ten Haushalte und führte zu relativ stabiler Investitionstätigkeit der Unternehmen.
Hartwährungspolitik schottete die österreichische Volkswirtschaft von der Vo-
latili6t der internationalen Finanzmärkte ab. Sozialpartnerschaftliche Einkom-
rnenspolitik verhalf Arbeitnehrnern und Unternehmern zu stabilen Rahmen-
bedingungen und steigenden Realeinkommen. Die antizyklische Orientierung
der Wirtschaftspolitik bewährte sich auch in der europäischen Rezession 1992/
93 nochmals und verhinderte einen Anstieg der Arbeitslosigkeit, den viele an-
dere EU-Länder in dieser Zeit erfuhren. Ab Mitte der neunziger Jahre verrin-
gerte sich die Problemlösungskapazi6t des österreich ischen Modells merklich,
die makroökonomischen Werte verschlechterten sich gegenüber dem EU-
Durchschnitt seit der »Wendepolitik« der rechts-konservativen Regierung ab
dem Jahr 2000 besonders markant.

• Den Niederlanden gelang es in den neunziger Jahren endlich, die »Dutch disease«
zu überwinden. Das Wirtschaftswachsturn war deutlich höher als irn EU-Durch-
schnitt und die Arbeitslosigkeit sank markant. Ein wesentliches Element des
Erfolgs bestand allerdings in einer »beggar rny neighbour policy« der strikten
Lohnzurückhaltung, die auf Kosten der wichtigsten Handelspartner ging und
kaum als sozialdemokratisch bezeichnet werden kann. Durch eine starke Aus-
weitung der Teilzeitarbeit gelang es aber, die bis dahin sehr niedrige Frauener-
werbsquote stark anzuheben und so gewisse emanzipatorische Akzente zu set-
zen. Der Zusarnmenbruch der Aktiennüirkte und die besonders flexiblen
Arbeitsmärkte bildeten in den jüngsten Jahren Einflüsse, die zu schwachem
Wirtschattswachstum und deutlich steigender Arbeitslosigkeit fiihren.

• In Dänemark ist es nach den1 RegierungswechseJ von 1993 gelungen, die hohe
Arbeitslosigkeit rasch abzubauen. Wesentliche Elemente der Besch;ittigungs-
politik bildeten zunächst eine gelungene Verhirzung der Arbeitszeit durch den
Einsatz von Karenzierungsmodellen und in der Folge ein starker Ausbau der
aktiven Arbeitsmarktpolitik. Dänemark weist innerhalb der EU den höchsten
Anteil von Beschäftigten in Relation zur Bevölkerung im erwerbsfahigen Alter
auf (76,2% gegenüber 63,9%, irn EU-Durchschnitt).

• Schweden war bis Ende der achtziger Jahre in der Erhaltung der Vollbeschäfti-
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gung erfolgreich. Zuletzt gelang dies nur mehr unter Inkaufiuhme erheblicher
rnakroökonomischer Ungleichgewichte, die schließlich zu einer tiefen R.ezes-
sion zu 13eginn der neunziger Jahre ftihrter1. Nach 1993 wurde mit einer
Kombination aus aktiver Dudgetpolitik, aktiver Arbeitsrnarktpolitik und oHen-
siver Technologiepolitik niedrige Arbeitslosigkeit wieder zuriickgewonnen. Der
schwedische WohlEthrtsstaat hat mit seinen umtlssenden öffentlichen Dienst-
leistungen, der hohen Erwerbsquoten (vor allern von Frauen) und der weitge-
henden Verhinderung von Ammt nach wie vor internationalen Vorbildcha-
rakter.

• In Finnland ist ähnlich wie in Schweden ab Mitte der neunziger Jahre die Er-
holung aus einer tiefen Wirtschafi:skrise gelungen. Das Wirtschafi:swachstum lag
deutlich über dem europäischen Durchschnitt. Eine aktive Technologie- und
Forschungspolitik spielte dabei eine wichtige Rolle, Finnland konnte deshalb
vorn Hoom in der Infomutions- und KOrllmunikationstechnologie besonders
profitieren. Die Arbeitslosigkeit ist zwar seit Deginn der neunziger Jahre merk-
lich zuriickgegangen, liegt aber noch immer deutlich über dem EU-Durch-
schnitt.

• Die französische Wirtschaftspolitik versuchte ab 1997 neuerlich (wie schon zu
13eginn der achtziger Jahre) ein Gegenmodell zum europäischen Mainstrealn
zu etablieren. Es setzte auf eine wachstumsorientierte Makropolitik durch rein
passive, von1 Wirtschafi:swachstum getragene Budgetkonsolidierung und aktive
Umverteilungspolitik durch steigende Mindestlöhne und steuerliche Entlastung
der unteren Einkommensschichten. Dazu kam eine aktive Politik der Beschäf-
tigungsschaffung, woflir Arbeitszeitverkürzung in Form des Übergangs zur 35-
Stunden- Woche und umEtngreiche Jugendbeschäftigungsprogramme eingesetzt
wurden. Frankreich war in dieser Periode vor allern relativ zu den anderen
großen europäischen Volkswirtschafi:en erfolgreich, das Wirtschaftswachstum
lag über dem Durchschnitt, die Arbeitslosigkeit ging merklich zurück.

Auf der anderen Seite gibt es auch Beispiele einer gemessen an den eingangs ge-
nannten Zielen eher gescheiterten sozialdemokratischen Politik auf nationalstaat-
licher Ebene:

Die britische Regierung übernahm 1997 das schwere thatcheristische Erbe,
versuchte sich in der Makropolitik aber davon zunächst bewusst nicht zu (ij_

stanzieren (zum sogenannten »Third Way« vgl. Giddens1999 und kritisch Are-
stis/Sawyer 20(H). Viel zu sp:it wurden die notwendigen Steuererhöhungen
zur Finanzierung der Verbesserungen der öffentlichen Infrastruktur vorgenom-
men, die Qualität der Hildungs-, Gesundheits- und Verkehrsinfrastruktur ist
nach wie vor schlecht. Unter dem Titel »New Deal« wurde die britische Form
des» Welfare to Work« Ansatzes umgesetzt. Diese sieht verpflichtende W eiter-
bildungsprogramrne, subventionierte Heschäfi:igung und Transferkürzungen bei
Nichtteilnahme vor. Manche EIernente dieser Politik können positiv beurteilt
werden, insgesamt hat sich aber der Druck auf die marginalisierten Gruppen
weiter verschärft. Dennoch ist aufgnmd dieser Politik und der hohen Raten
des Wirtschafi:swachstums, die Arbeitslosigkeit merklich zurückgegangen. Trotz
sinkender Arbeitslosigkeit blieben Verteilungsunterschiede allerdings krass (Nik-
keIl 2(02) . Die fehlenden Fortschritte in der Verteilungssituation sind der Haupt-
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grund fiir ein negatives Urteil über die Wirtschaftspolitik von »New Labour«.
• In Deutschland wurde von dcr rot-grünen Rcgierung ab 1998 keine konsi-

stente Wirtschaftspolitik der Modernisierung und Verteilungsgerechtigkeit ver-
folgt. Die Arbeitslosigkeit steigt seit 2001 wieder stark an. Die Ausgangslage
war Hir die neue Rcgienmg sehr schwierig, weil wirtschaftspolitische Spielräu-
rne durch die anhaltcnd hohen Kosten, die die nicht gelungene wirtschaftliche
Vereinigung Deutschlands mit sich bringt, eingeengt werden. Dic makroöko-
narnischc Politik setztc auf Verbesscrung der Konkurrenznhigkcit der deut-
schen Exportwirtschaft durch Verringerung der relativen Arbeits- und Sozial-
kosten und Steuererleichterungen für die Unternehmen. Das Hauptproblern
der deutschcn Wirtschaft liegt allerdings nicht in der fehlenden Wettbewerbs-
f;ihigkeit im Export, sondern irn Mangel an Binnennachfrage, d.h. in der lah-
menden Konsumnachfrage, dem Einbruch in der Bauwirtschaft und fehlenden
öffentlichen Investitionen. FehlendesWirtschaftswachstum und steigende Ar-
beitslosigkeit soll nun durch weitcre Sozialkürzungen und Flcxibilisierung der
Arbeitsnürkte bekämpft werden - nicht nur cine Symptomkur, sondern auch
Ausdruck konservativer Wirtschaftspolitik.

Übersicht 1: Wirtschaftswachstum

J70-J74 J75-J7'} J80-J84 JK5-J89 J90-J'}4 J95-J99 J200Ü-J02

Durchschnittlichcs j,ihrliches Wachstum in %

EU + 4,2 + 2,6 +1,3 + 3,2 + 1,7 + 2,5 + 2,0

Östcrrcich + 5,3 + 2,8 + 1,5 + 2,8 + 2,7 + 2,4 + 1,7

Niederlandc + 4,4 + 2,4 I 0,9 + 3,1 + 2,3 1- 3,6 + 1,6

Däncmark + 2,3 + 2,1 + 1,1 + 1,8 + 1,6 + 2,7 + 1,'}

Schwedcn + 3,4 + 1,5 + 1,8 -12,7 + 0,1 + 3,2 + 2,2

Frankreich + 4,7 + 2,7 f 1,5 + 2,9 + 1,2 f- 2,3 + 2,3

Dcutschland +3,4 + 2,K + 1,2 + 2,7 + 1,'} + 1,6 + 1,2

Großbri tannien + 2,7 + 2,1 + 0,9 + 3,'} + 1,3 + 2,9 + 2,2

finnland + 5,5 + 2,2 + 3,3 + 3,9 - 1,4 + 4,7 + 2,6

Quellen: Europ;iischc Kommission, OEeD, WIfO



Emanzipatorische Wirtschaftspolitik unter neuen Rahmenbedingungen 87

ÜberÜbersicht 2: Arbeitslosenquote

]70-]74 ]75-]79 .180-.1B4 .1R5-.189 .190-.194 .195-:/99 JOO-.102

Durchschnitt p.a.in 'X,

EU 2,4 4,5 7,7 8,9 9,2 9,7 7,6

Österreich 1,3 1,9 3,2 3,4 3,6 4,2 3,9

Niederlande 2,1 5,9 7,2 7,4 5,9 4,9 2,6

D;inemark 1,3 5,2 7,6 5,8 8,2 5,6 4,4

Schweden 2,2 1,9 3,0 2,2 5,8 8,6 5,1

frankreich 2,7 4,9 7,9 9,7 10,2 11,4 8,8

Deutschland 5,3 6,4 6,3 8,8 7,9

Großbrit;lrlnien 2,4 4,0 B,B 9,7 R,R 7,1 5,2

Finnland 2,1 5,0 5,1 5,0 10,9 12,8 9,3

Quellen: Europäische Kommission, OEC:D, WIFO.

Übersicht 1 und 2 vergleichen zwei wirtschaftliche Indikatoren, die - bei allen
Einschränkungen - flir die Ziele Vollbesch;iftigung und Verteilungsgerechtigkeit
stehen können: Die Höhe des Wirtschaftswachstllms und die Arbeitslosenquotc.
Höheres Wirtschaf1:swachstum flihrt zu einem Rückgang der Arbeitslosigkeit, ein
Rückgang der Arbeitslosigkeit ist eine wesentliche Detenninante flir eine gerech-
tere Einkommensverteilung. Das Wachstum des DIP als Wohlstandsindikator an-
zusehen wäre sicherlich verkürzend, wenn nicht auch soziale und ökologische
Aspekte berücksichtigt würden. Dennoch verlangt vor allem der enge Zusam-
menhang zwischen Wachstliln und Beschäftigung nach einer hohen Dedeutung
des Zwischenziels Wirtschaf1:swachstum. Die Höhe der Atbeitslosenquote ist zwar
eine wichtige Determinante ftir Verteilungsgerechtigkeit, darüberhinaus müssten
aber zahlreiche weitere Verteilungsindikatoren herangezogen werden. Das fehlen
geeigneter, international vergleichbarer Daten über Einkommens- und besonders
Vennögensverteilung bildet ein wesentliches Hindernis flir eine emanzipatorische
Politik und zeigt den geringen Stellenwert des Ziels der Verteilungsgerechtigkeit
in der Wirtschattspolitik.

Das Vollbeschäftigungsziel kann geradezu als konstitutiv rur sozialdemokrati-
sche Wirtschaftspolitik angesehen werden. Das höhere Gewicht der beschäftigungs-
politischen Zielsetzungen macht in internationalen Vergleichen den wesentlichen
Unterschied zwischen linken und rechten Regierungen aus (vgl. Rothschild 19R6
und Glyn 2001). Vollbeschäftigung kann heute sicherlich nicht mehr nur an der
Höhe der Arbeitslosigkeit gemessen werden. Wichtig sind daneben auch das Ni-
veau der Beschäf1:igungsquote, jenes von Produktivität und EinkoITnnen, sozialer
Absichenmg, der Arbeitsbedingungen und die Möglichkeiten der Mit- und Selbst-
bestimmung.

Die Wirtschaftspolitik der relativ erfolgreichen Länder hat in den letzten drei

K"':<7vechse/ 212003



Kurswecb-,d 2/2003

Markus Marterbauer

Jahrzehnten sowohl auf nachfrage-, als auch auf angebotsseitige Impulse gesetzt.
MakroökonOlnische Expansion bildet den entscheidenden Rahmen fur erfolgrei-
che Wirtschaftspolitik. Elemente einer expansiven Makropolitik bildeten die an-
tizyklische und erwartungsstabilisierende Budgetpolitik, wie sie z. B. in Öster-
reich und Frankreich umgesetzt wurden oder die Währungsabwertungen, die in
Schweden und Finnland ZUlnindest kurzfristig entscheidende Wachstumsirnpulse
brachten. Andererseits kam angebotsseitigen Elementen erhebliche Bedeutung zu.
Dazu zählen die ulntangreichen Investitionsforderungen in Österreich, die zur
überdurchschnittlichen Investitionsquote beitrugen oder die aktive Innovations-
politik, die in Schweden und Finnland urngesetzt wurde. Angebotsseitig wirkten
aber auch die Regulierung des Arbeitsköfteangebots durch Frühpensionierungen,
wie in Österreich, und Arbeitszeitverkürzung, wie in den Niederlanden, Däne-
Inark und Frankreich oder die aktive Arbeitsmarktpolitik, nir die Schweden und
D;inemark als Vorbilder gelten können. Starken Gewerkschaften mit gesalntwirt-
schaftlicher Orientierung gelang es, die Einkollllnen unterer Schichten überpro-
portional anzuheben (solidarische Lohnpolitik in Schweden) und Fortschritte durch
betriebliche und gesamtwirtschaftliche Mitbestimmung durch Arbeitnehmerlin-
nen und ihre Interessenvertretungen zu erzielen. l)ie Bereitstellung öffentlicher
Leistungen (Schweden) und allgemeiner TransflTs (Österreich) bildeten wesentli-
che Elemente erfolgreicher staatlicher Umverteilungspolitik. Alle diese Politikan~
sätze beruhten auf konkreten wirtschaftspolitischen Zielsetzungen und der Über-
zeugung, dass wirtschaftliche Entwicklung nicht den Märkten alleine überlassen
werden kann.

3. Neue makroökonomische Rahmenbedingungen Crir
nationalstaatliche Politik

In populärer Sichtweise haben sich die Rahmenbedingungen für nationalstaatli-
che Wirtschaftspolitik primär durch die Globalisierung drastisch verändert. Unter
den Bedingungen des sich intensivierenden weltweiten Wettbewerbs werden die
zu hohen Kosten des Faktors Arbeit und des W ohltahrtsstaates oft als die zentralen
Ursachen für schwaches WirtschaftswachstUln und hohe Arbeitslosigkeit und da-
Init als entscheidende Hindernisse flir sozialdemokratische Wirtschaftspolitik ge~
nannt. Diese Meinung ist weit verbreitet, entspricht in ihrer generellen Form al~
lerdings nicht der wirtschaftlichen Reali6t. Globalisierung kann eine Reihe von
positiven lrnplikationen mit sich bringen. (Wirtschafts-) Politisch bedenklich ist
Globalisierung primär in ihrer »realen« Form internationaler Kapitalnürkte und in
ihrer ideologischen FOnT}der HegenlOnie neoliberalen Denkens.

Globalisierung hat in einigen Teilbereichen positive wirtschaftliche Auswir-
kungen aus Perspektive der westlichen Industrieländer aber auch der Entwick-
lungsländer gehabt. Zwar hat sich die Internationalisierung des Handels rnit Gü-
tern und Dienstleistungen nicht grundlegend beschleunigt, die europäischen Länder
sind jedenfalls eher wirtschaftliche Gewinner der wirtschaftlichen Verflechtung.
Auch im Bereich der Migration können ~ sehr langfristig - eher positive Effekte
nir die westlichen Länder erwartet werden. Internationaler Direktinvestitionen
haben in einigen Schwellenländern die Basis tlir starkes Wirtschaftswachstul11 ge-
bildet. Bedenklich erscheinen hingegen die Zusammenschlüsse zu transnationalen
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Unternehrnen, die sich - prinür mit dem Ziel der Marktdominanz durchgefiihrt
- in vielen Fällen als inetlizient erweisen und negative ökonomische Effekte rnü
sich bringen.

Die politisch bedeutendste Form der Globalisierung bildet die Intemationali-
sierung der Finanzmärkte. Sie ist einerseits aufgrund des Fortschritts in den Infor-
mations- und Kommunikationstechnologien, andererseits aufgrund der politischen
Liberalisierungsbestrebungen entstanden. J~inanznlärkte spielen in der Ökonomie
eine besonders wichtige Rolle, weil sie an der heikIcn Schnittstelle zwischen In-
vestieren und Sparen positioniert sind. Unreguliert erweisen sie sich als inhärent
instabil und ineffizient. Das wichtigste Problem ist jedoch, dass die immer wieder-
kehrenden Finanzmarktkrisen unmittelbar auf die Realwirtschaft durchschlagen.
Besonders problematisch ist die Kurzffistigkeit und Volatili6t, die die hna1l7~
nürkte in das WirtschaftsIcben bringen. Zugleich ist mit der Globalisierung der
Finanzmärkte eine enonne Verschiebung der ökonomischen und politischen Kdf-
teverllältnisse einhergegangen: Rentiers und ihre Interessenvertretungen, damn-
ter die Gesch;iftsbanken und die Notenbanken, sowie die institutionellen Anleger
dominieren den wirtschaf1:lichen Diskurs (Smithin1996). »Die M;irkte« beurteiIcn
heute, ob Steuer-, Sozial- oder Geldpolitik »richtig(( oder »EtIsdH ist. Allerdings ist
offensichtlich, dass hinter den scheinbar abstrakten zensurengebenden »Märkten((
konkrete Verteilungsinteressen stehen.

Unter den neuen Rahmenbedingungen ist Globalisierung vor allen] deshalb als
Bedrohung der wirtschaftlichen und soziaIcn Errungenschaften anzusehen, weil
der Begrifr Clobalisiemng heute mit Vorliebe als Drohung in den wirtschat1:spoli-
tischen Auseinandersetzungen eingesetzt wird (Bourdieu1998): Wann innner ein
Abbau des Wohlfl11rtsstaates verlangt wird, dient die Wettbewerbsßhigkeit in ei-
ner globalisierten Welt als willkommene Ausrede.

Die wirklich zentraIc Veränderung der makroökonornischen Rahmenbedin-
gungen besteht nicht in der Globalisierung der M;irkte, sondern in der Hegemo-
nie des neoliberalen Denkens (Marterbauer 2002). Den Ausgangspunkt der neoli-
beraIcn Position bildet die These von der Inetrektivi6t der Politik. Staatliche
Wirtschaftspolitik hat nach dieseln Paradigma keinen positiven Einfluss auf Wirt-
schaftswachstum, Beschäftigung und Verteilung. Im Gegenteil, sofern der öffent-
liche Sektor seine Aufgaben über jene der Sichemng der bürgerlichen Freiheiten
hinaus definiert, kann dies nur eine Verringemng des wirtschaf1:lichen Wohlstands
bringen. Der neoliberale Diskurs hat deshalb zu einer grundlegenden Entpolitisie-
rung gefi.ihrt: Wenn die Märkte in der Lage sind, alle ökonomischen und sozialen
Probleme zu lösen, ergibt sich automatisch die objektiv beste Lösung in der Fikti-
on des »Marktgleichgewichts((. Ein Denken in Interessenunterschieden erübrigt
sich und auch der Raum fiir demokratisch legititnierte Politik und politische In-
stitutionen [iHt weg.

Die Gründe fiir den Übergang von der keynesianischen zur neoliberaIcn He-
gemonie in den siebziger Jahren waren sicherlich viel[iltig. Besonders bedeutend
sind zum ersten die höhere Bedeutung von Preisstabili6t in einer »Vermögensge-
sellschafb, in der die Interessen der (hnanz~) Vermögensbesitzer eine immer grö-
ßere Rolle spielen. Der gestiegene politische Einfluss der Finanzvermögensbesit-
zer war konstitutiv für den Übergang zu neoliberaIcr Wirtschaftspolitik. Aber auch
die Imperfektionen in] öffentlichen Sektor haben daftir eine wesentliche Kolle
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gespielt. Ineflizienzen durch Verbürokratisierung und Obrigkeitsstaatlichkeit ha-
ben die Problemlösungskapazität des öffentlichen Sektors verringert, mangelnde
Erfolge in der Bekämptlmg von Arbeitslosigkeit und Verteilungsunterschieden
haben die politische Basis erodiert.

Die neoliberale Idee eflizienter und stabiler Märkte wurde am klarsten in Form
der europäischen wirtschaftlichen Integration der neunzigerjahre festgeschrieben.
Als dominierende Ziele derWirtschaf1:spolitik der EU wurden »freie« Märkte,
Preisstabilität und »gesunde Staatsfinanzen« definiert. Um diese Ziele zu errei-
chen, sind politisch und ökonornisch Inächtige, in ihren Entscheidungen von de-
mokratisch legitimierten Organen unabhängige Institutionen geschaHen worden.
Die wichtigsten Elemente des neoliberalen Modells auf europäischer Ebene sind:
• Der Binnenmarkt, mit dern der Öffnung der Märkte und der Wettbewerbspo-

litik entscheidende wirtschaftspolitische Bedeutung zuerkannt wurde.
• Die Europäische Zentralbank, rnit ihrer einseitigen Ausrichtung auf ein eng

definiertes Ziel der Preisstabili6t.
• Der Stabilitätspakt, der auf eine systematische Zurückdrängung des Einflusses

des öffentlichen Sektors ausgerichtet ist.

4. Versäumnisse sozialdemokratischer Wirtschaftspolitik -
Vernachlässigung von makro ökonomischen Zusammenhängen

Das neoliberale Modell der EU-Wirtschaftspolitik wurde in den achtziger und
frühen neunziger Jahren primär von konservativen Regierungen etabliert. In den
neunziger Jahren wurde es allerdings von den sozialdemokratischen Regiemngen
in der EU weitgehend akzeptiert oder zurn 'reil sogar weiter vorangetrieben. Da-
rnit erfolgte eine drastische Einschränkung der Instnunente, die flir eine Lösung
zentraler wirtschaftspolitischer HerausfünIemngen eingesetzt werden können.

Neoliberale Politik begegnet dem Problem der Arbeitslosigkeit ausschließlich
mit Maßnahmen auf denl Arbeitsmarkt - neben Lohnzurückhaltung und stärkerer
Lohndifferen7:ierung, einer Verbesserung der »Anrei7:systeme«. Dazu kommen aber
auch positiv zu bewertende Elemente wie der Ausbau von Qualifizierungsmaß-
nahmen («Luxemburg-Prozeß<<). Generell ist Arbeitslosigkeit jedoch nicht das Er-
gebnis zu hoher Arbeitskosten oder zu geringer Flexibili6t der Arbeitskräfte. Die
realen Lohnstückkosten sind in allen europäischen Lindern seit Ende der siebziger
Jahre markant gesunken, weitgehend in zeitlicher Paralleli6t mit dem Anstieg der
Arbeitslosigkeit (Marterbauer und Walterskirchen 2002). Arbeitslosigkeit ist vor
allenl die Folge von Fehlentwicklungen auf den Finanzmärkten und mangelnden
Wachstums der Güter- und Dienstleistungsrnärkte. Vollbeschäftigung w;ire deshalb
nicht nur eine Aufgabe der Arbeitsmarktpolitik, sondern der gesamten Wirtschafts-
und Sozialpolitik. Weil Geld- und Budgetpolitik andere Ziele haben, fehlen der
EU dazu allerdings die Instrumente.

Hohen öffentlichen Budgetdefiziten begegnet neoliberale Politik mit der For-
derung nach Ausgabenkürzungen, vorzugsweise irn Sozialbereich und bei öffent-
lichen Investitionen, die kurzfristig am disponibelsten sind. Der Budgetsaldo des
öffentlichen Sektors ist aber nicht nur das Ergebnis von ausgabefreudiger Politik.
Er ist vor allem Folge von Spar- und Investitionsentscheidungen der Privaten, die
zu geringem Wirtschaftswachstum flihren. Öffentliche Defi7:ite gehen notwendi-
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gerweise mit privaten Überschüssen einher, sind also ein Ausdruck zu hohen pri-
vaten Sparens und zu geringen Investierens. Nachhaltigkeit in den öffentlichen
Finanzen ist deshalb nicht nur eine Aufgabe der Budgetpolitik, sondern der ge-
samten Wachstums- und KonjunktuIJ-lolitik.

Sozialdemokratische Wirtschaftspolitik hat auf europäischer Ebene nicht den
Versuch unternonnnen, die neoliberalen Rahmenbedingungen zu korrigieren.
Damit sind die Spielräume der Gestaltbarkcit der GIobalisierung eingeengt wor-
den. Die nationalstaatliche Wirtsc1laftspolitik wurde vielfach auf Standortpolitik
reduziert, was l> ••• den politischen Auseinandersetzungen den letzten Rest an Sub-
stanz\\ entzogen hat (Habermas 1998).

Eine sozialdemokratische Wirtschaftspolitik, die auf makroökonOlnische Zu-
sammenhänge und deren Gestaltung setzt, konunt an einer Neuordnung der in-
ternationalen Rahmenbedingungen nicht vorbei. Von besonderer Bedeutung ist
die Regulierung der Finanznürkte, die ohne internationale Kooperation nicht
gelingen kann. Wesentliche EIernente der Zusammenarbeit rnüssen sich auf die
Stabilisierung der Wechselkursentwicklung zwischen den großen W;i}lnll1gsblök-
ken, eine Verbesserung der Kontrolle der Banken und Versicherungen und der
Risikomanagementsysterne sowie auf die Regulierung kUf7fristiger, spekulativ
orientierter Kapitalströme mithilfe von Kapitalverkehrskontrollen, Hinterlegungs-
pflichten und Steuern beziehen.

Der Nationalstaat setzt heute der Wirtschaftspolitik zu enge Grenzen. Zurn
ersten werden in einer international verflochtenen Wirtschaft die Spielräume fiir
nationalstaatliches Nachfragemanagement geringer. In Österreich, wo rnehr als
die Hälfte der verbrauchten Güter und Dienstleistungen importiert wird, liegt der
Ein konnnensmultiplikator einer Ausweitung der Staatsausgaben nur bei etwa 1Yz.
Expansive 13udgetpolitik erhöht 7war weiterhin das heimische Bruttoinlandspro-
dukt, zum guten Teil aber auch jenes der Handclspartner. Dies verringert die
Anreize, Nachfragepolitik im Nationalstaat durchzufiihren. Dieses Dilemma kann
nur durch internationale Kooperation überwunden werden. Auf EU-Ebene, wo
nur gut ein Zehntel aller verbrauchten Güter- und Dienstleistungen importiert
werden, liegt der Multiplikator expansiver Politik hingegen über 2. Eine Auswei-
tung der Staatsausgaben um eine Milliarde Euro - etwa ftir Infrastruktur - erhöht
das Bruttoinlandsprodukt und damit den Wohlstand tun mehr als 2 Milliarden
Euro. Eine EU-weit koordinierte Expansion fUr rnehr Wachstum und Beschäfti-
gung kommt deshalb allen zugute.

Zum zweiten hat die Dominanz der Standortpolitik da7u gefiihrt, dass die Volks-
wirtschaften des gemeinsamen Wirtschaftsraumes durch Senkung der relativen
Lohnkosten zu konkurrieren versuchen. Der Lohnanteil am Volkseinkonnnen -
und damit die realen Lohnstückkosten - gehen in allen europäischen IndustrieEin-
dern seit Beginn der achtziger Jahre laufend zurück. Die hohe Arbeitslosigkeit
und die steigende 13edeutung der Standortkonkurrenz bilden dafur wichtige De-
terminanten (Marterbauer, Walterskirchen 2002). Daraus resultieren erhebliche
Verteilungs- und NachfrageprobIerne. Höhere Lohnsteigerungen w;iren gesamt-
wirtschaftlich wünschenswert, benötigen [ur ihre Durchsetzung heute eine euro-
päische Dimension der Politik.

Zum dritten bildet der Wettbewerb um Unternehmensansiedlungen einen
Ausgangspunkt [ur laufende Senkungen der lksteuerung von Unternehmensge-
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winnen und Vermögen. Dies hat negative verteilungspolitische hnplikationen und
schwächt die Handlungsfjhigkeit des öffentlichen Sektors. Ansatzpunkte der Steu-
erhannonisierung etwa im Bereich der Besteuerung von Erträgen aus Finanzver-
mögen, Unternehmensgewinnen und Ressourcenverbrauch müssen auf europäi-
scher Ebene gefunden werden.

Die EU-Ebene muss als Plattfonn aktiver Wirtschaftspolitik mit Beschäftigungs-
und Verteilungsinteressen allerdings erst gewonnen werden. Dazu w;iren auch
Änderungen des EU-Vertrages notwendig. Die Europäische Zentralbank sollte
stärker auf die Wachsturns- und Besclüftigungseffekte ihrer Zinspolitik Rücksicht
nelllnen und ihre Politik besser abstimmen; vor allem rnit der Fiskalpolitik, die in
einem künftigen tüderalen Europa in höherem Ausmaß auf EU-Ebene stattfinden
sollte. Die Finanzierung des EU-Budgets soll über eigene EU-Steuern erfolgen.
Das Europäische Parlament soll volle Budgethoheit erhalten. Die öf}cntlichen In-
frastrukturinvestitionen sollen in st:irkerem Ausmaß - und finanziert über die Euro-
p;iische Investitionsbank - unter gesarnteuropäischer Perspektive erfolgen. Die pro-
zyklischen Wirkungen des Stabilitätspaktes und seine implizite Tendenz zur Senkung
der Staatsquote rnüssen beseitigt werden.

Die S6rkung der Märkte (»One Euro, One Vote«) und die Tendenz der EU-
Wirtschaftspolitik, wesentliche Aufgaben an unabhängige Institutionen auszula-
gern, hat die demokratische Mitbestimmung in Europa drastisch eingeschr;inkt. So
ist es zum Beispiel den europäischen Bürgern heute unrnöglich, über die wesent-
liche wirtschaftspolitische Frage zu entscheiden, ob Zinspolitik nur aufPreisstabi-
lität, oder auch aufWirtschaf1:swachstum ausgerichtet sein soll. Die zentrale Her-
ausforderung auf EU-Ebene besteht heute darin, durch institutionelle Reformen
die demokratischen Errungenschaften des Nationalstaates über dessen Grenzen
hinaus zu bewahren (I--Iabermas2(01). Dahei geht es um ein auch in wirtschaftspo-
litischen Fragen voll handlungsLihiges Europ;iisches Parlament, unI die Schaffung
einer zweiten (Staaten-) Kammer, einer europäischen Regierung und eines Ge-
richtshofes, der nicht nur die Grundfreiheiten des Wirrschaftens sichert, sondern
auch die Einhaltung einer verbindlichen Crundrechtscharta gew;ihrleistet.

5. Nutzung vorhandener Handlungsspielräume auf nationalstaatlicher
Ebene

Hohe Bedeutung Itir Wirtschaftswachstum und öffentlichen Sektor

Trotz der hohen Bedeutung der internationalen Dimension für eine emanzipato-
rische Wirtschaftspolitik sind die Handlungsspic1räume aufnationalstaatlicher Ebene
keineswegs verschwunden. 1m Gegenteil, die letztenJahrzehnre haben erhebliche
Unterschiede in Ausrichtung und Erfolg der Wirtschaftspolitik zwischen den EU-
Ländern gezeigt. Die Erfahrungen rnit erfolgreicher nationalstaatlicher Wirt-
schaftspolitik in den letzten drei Jahrzehnten machen oHensichtlich, dass eine
notwendige Voraussetzung fiir das Ausnutzen dieser Spiclräurne ein klarer wirt-
schaftspolitischer Zielkatalog ist: Arbeitslosigkeit verringern; Arbeitsplätze rnit hoher
Qualität, hoher Produktivität und hohern Einkommen schaffen; Erwerbsheteili-
gung, vor allem bei Frauen und Älteren, erhöhen; starkes Augenmerk auf Verbes-
serLlllgder Einkommenserzielungschancen der unteren Einkommensschichten rich-
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ten; kostengünstige finanzierte öffentliche Leistungen, die vor allern den unteren
Einkommensschichten zugute kommen, zur Verftigung stellen; Verbesserung der
Wachstums-, Besclüftigungs- und Verteilungswirkungen von Einnahrnen- und
Ausgabenseite des l3udgets; Einbeziehung unterschiedlicher Interessengnlppen und
Demokratisierung vorantreiben.

Diese Ziele können nur auf Basis einer dynamischen Wirtschaftsentwicklung
erreicht werden. Hohes Wirtschafts wachstum bildet die zentrale Voraussetzung
für Vollbeschäftigung und WohlÜhrtsstaat. Denn der Zusammenhang zwischen
Wirtschaftswachstum einerseits und Arbeitsmarktentwicklung und l3udgetentwick-
lung andererseits ist nach wie vor sehr eng. Die Arbeitslosigkeit beginnt in1 Durch-
schnitt etwa bei einem Wirtschaftswachstum von 214 Prozent pro Jahr zu sinken
(»Arbeitslosigkeitsschwelle('), eine Beschleunigung des Wirtschaftswachstums um
1 Prozent verringert die Arbeitslosigkeit urn etwa Yz Prozentpunkt (Marterbauer
und Walterskirchen 2(00). Eine Beschleunigung des Wirtschaftswachstums um 1
Prozent verbessert auch den Finanzierungssaldo des öffentlichen Sektors - um 14
bis Yz Prozent des BIP.l3eide Daumenregeln zeigen, dass die Bedeutung des Wirt-
schaftswachstums fiir eine erfolgreiche Besclüftigungs- und Sozialpolitik hoch ist.
Darüberhinaus kann Wirtschat1:swachstulll erhebliche Potentiale in der Verkürzung
der Arbeitszeit und der Verbesserung der Arbeitsbedingungen, wenn richtig ge-
steuert aber auch in der Verbesserung der Umweltbedingungen mit sich bringen.

Wachstumspolitik muss unrnittelbar bei der Hebung von Wertschöpfung und
Produktivität der privaten Unternehmen ansetzen. Innovative, investierende und
wettbewerbstähige Unternehmen ermöglichen Besclüftigungs- und Einkornmens-
wachstum. Die Erfahrung der letzten Jahrzehnte hat gezeigt, dass Wirtschafts-,
Produktivitäts- und Beschäftigungswachsturn in ausreichendem AuslTuB nur dann
eintreten, wenn das Anreizsystem der Märkte mit anderen Regulierungssystemen
erfolgreich kornbiniert wird. Ein aktiver öffentlicher Sektor ist ebenso wie die
Einbindung zivilgesellschaftlicher Institutionen eine wesentliche Voraussetzung
erfolgreicher Wachstumspolitik. I)abei gilt es, nachfrage- und angebotsseitige
Wachsturnsdetenninanten zu berücksichtigen.

In1 Mittelpunkt einer aktiven Wachstumsstrategie muss die Steigerung der In-
vestitionsdynamik stehen, denn Investitionen bilden die Schlüsselgröße der wirt-
schaftlichen Entwicklung. Investitionen sind besonders wichtig, weil sie einen
Doppelcharakter haben. Sie lösen einen Einkommenseffekt aus und fUhren des-
halb zu zus;itzlicher gesamtwirtschaftlicher Nachfrage. Zudem sind sie die Quelle
des Strukturwandels auf der Angebotsseite. Nachfrage- und angebotsseitige Wir-
kungen von Investitionen fiihren zu höherer Produktivi6t. In den neunziger Jah-
ren sind im Zuge kurzsichtiger 13udgetkonsolidierungsstrategien die öffentlichen
Investitionen in fast allen EU-Ländern zurückgegangen. Dieser Trend muss um-
gekehrt werden. Die Wirtschaftspolitik sollte Anreize setzen, private Investitionen
in Realkapital gegenüber Investitionen in Finanzkapital zu bevorzugen. Langfri-
stig ist aber nicht nur das Niveau öffentlicher und privater Investitionen von Be-
deutung, sondern auch die Struktur der Investitionen. Zukunftstechnologien, wie
jene im Intonnations- und Kommunikationsbereich wären besonders zu fordern.
Allen Strategien der Innovation konunt in reichen Volkswirtschaften, die zur Sta-
gnation tendieren, besondere Bedeutung zu. Wesentliche Basis fiir Innovation
bildet das Bildungs- und Qualifizierungssystem. Hier finden volkswirtschaftlich
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bedeutende Investitionen statt. Angesichts der latenten Nachfrageschwäche in Eu~
rapa konnnt aber auch der Ausweitung des privaten Konsums - er sorgt fiir mehr
als die H:ilfte der gesarntwirtschaftlichen Nachfrage - besondere Bedeutung zu.
Umverteilung zugunsten der unteren Einkonnnensschichten hat gesamtwirtschaft~
lieh sowohl positive Nachfrage-, als auch Angebotsefiekte. Auch hier erweist sich
die Erwartungsstabilisierung als besonders wichtig. Die Verhinderung von »Angst-
sparen« in Krisenzeiten und die Dämpfimg der Volatilität der Unternehrnensinve-
stitionen im Konjunkturzyklus bringen langfristig positive Wachstumsefiekte.

Die Erflillung von Wachstums-, Stabilisierungs- und Verteilungsaufgaben ma-
chen einen starken öffentlichen Sektor notwendig. 13udgetpolitik kann nicht dar-
an gemessen werden, ob sie hohe Defizite oder Überschüsse, hohe oder niedrige
Abgabenquoten oder Staatsausgabenquoten aufweist. Sie ist vielmehr daran zu
messen, wie diese wirtschaftspolitischen Instrumente auf die gesellschaftspoliti-
schen Ziele wirken. Für sozialdemokratische Wirtschaftspolitik sollte zur Errei-
chung der gesellschaftspolitischen Ziele ein qualitativ hochwertiges Niveau und
eine kostengünstige Produktion von öffentlichen Leistungen ein konstitutives Ele-
ment darstellen.

Bedeutung der Budgetpolitik
13udgetpolitik bleibt - selbst unter den rigiden Rahmenbedingungen des EU-Sta-
bilitätspaktes - ein wichtiges Instnllnent nationalstaatlicher Wachstumspolitik.
Antizyklische Fiskalpolitik muss bei guter Konjunkturjene Budgetspielräurne schaf-
fen, die es erlauben, in der Rezession durch aktive Wirtschaftspolitik das Entste-
hen von Arbeitslosigkeit zu verhindern. Große Spielräume bestehen darin, die
I3udgetstrukturen wachstums-, besclüftigungs- und verteilungsfreundlicher zu
machen. Die ErL1hrungen erfolgreicher Länder können hiertlir wesentliche An-
haltspunkte liefern.

Generelle öffentliche Leistungen werden in erfolgreichen sozialdemokratischen
Ländern gegenüber moneüren Transfers pr:iferiert. Das öfientliche Bildungs-,
Gesundheits- und Sozialsystem ebenso wie die öffentliche Verkehrs- und Korn-
rnunikationsinfrastruktur verbessern den Wirtschaftsstandort und kommen auf-
grund des offenen Zugangs besonders den unteren Einkommensschichten zugute.
Die Teilnahme am Bildungssystenl bildet eine wichtige Detenninante der langfri-
stigen Verteilungs- und Wachstwnsentwicklung. Besonders offensichtlich zeigt
sich die Bedeutung öffentlicher Leistungen im Bereich der Familienfcirderung.
Der skandinavische Wohlfahrtsstaat gibt den überwiegenden Teil seiner Kinder-
forderung fLirdie 13ereitstellung von Kinderbetreuungseintichtungen aus. Dies trägt
zu höheren Erwerbsquoten von Frauen, Chancengleichheit zwischen den Kin-
dern einer Alterskohorte und der Verhinderung von Annut bei Familien ent-
scheidend bei. Auch Österreich gibt außerordentlich viel Geld fiir Familienfl-jrde-
rung aus, die Armutsgef:ihrdung von Alleinerzieherinnen, Arbeiterfamilien mit
mehreren Kindern und MigrantenL1milien ist allerdings nach wie vor hoch. Die
starke Transferorientienmg und der Mangel an Betreuungseinrichtungen machen
das Familienförderungssystem in verteilungspolitischer Hinsicht wenig effizient.
Neun Zehntel der öffentlichen Mittel fließen in Transfers (Kinderbeihilten, Ka-
renzgeld u. ä.), aber nur ein Zehntel in die 13ereitstellung von Kinderhetreuungs-
einrichtungen. Es sind aber letztere, die flir die annutsgefahrdeten Personengrup~
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pen die stärksten Einkommensverbesserungen mit sich bringen, da sie die Auf-
rlahme von Erwerbsarbeit ermöglichen. Sozialtransfers an die Familien sollten zu-
gunsten von öffentlichen Dienstleistungen in Fonn von Betreuungseinrichtungen
umgeschichtet werden.

Auch im Bereich der Beschäftigungspolitik ist die Betonung der ötlt~ntlichen
Dienstleistungen wichtig. In den skandinavischen Linder werden fiir aktive Ar-
beitsmarktpolitik mnfangreiche Mittel ausgegeben, um Arbeitslosen den raschen
Wiedereinstieg in den Beruf zu ermöglichen. In bezug auf die Qualifizierungspo-
litik hinkt Österreich nach. Pro arbeitsloser Person werden für Trainings- und
Qualifizierungsmaßnahnltn nur die Hälfte der Mittel der skandinavischen Länder
aufgewendet. Dänemark und Schweden haben ein System von »Rechten und
PflichteIN entwickelt, das den Druck auf Arbeitslose, an SchulungsmaBnahmen
teilzunehmen, versdrkt. Unter den Bedingungen der guten sozialen Absicherung
des skandinavischen Wohlfahrtsstaates und der hohen Qualität der Ausbildungs-
programme kann dies sinnvoll sein. Problematisch erscheint der» Weltare to W ork«
Ansatz hingegen unter den Bedingungen schwacher sozialer Absichenmg, die der
britische Staat den Teilnehrnern am »New Deal« heute zu bieten imstande ist. In
Österreich ist das Arbeitslosengeld im internationalen Vergleich relativ niedrig, es
beträgt iln Durchschnitt 55 Prozent des Letztgehaltes (inklusive der Kinderzu-
schLige höchstens HO Prozent). Dies bietet Spielraum für eine bessere soziale Absi-
cherung der Erwerbslosen, verbunden mit einer Stärkung der Verpflichtung zur
Teilnahme an Qualifizienmgsprogrannnen.

Ein wachsendes Problem der Arbeitslosigkeit wird allerdings mit Qualifizie-
rungspolitik alleine nicht zu lösen sein. Die phantasielose Kostenreduktion in vie-
len Unternehrnen trifft meist schlecht qualifizierte Hilf~kräf1:e, die oft durch sozia-
le Probleme zusätzlich benachteiligt sind. EIernente einer Gegenstrategie können
- neben der Grundvoraussetzung aktiver Wachstumspolitik - in besserer Grund-
ausbildung, offensiverer Mindestlohnpolitik und einer Erhöhung der Nettolöhne
durch verteilungsorientierte Abgabenpolitik bestehen. Das wird aber nicht ausrei-
chen.

Internationale Erfahrungen, etwa jene der Niederlande, deuten daraufhin, dass
auch eine Verringerung der Arbeitskosten positive Besch;iftigungseffekte bei un-
genügend Qualifizierten mit sich bringen kann. Ohne die Löhne zu senken, was
aus sozialen Gründen und wegen der Kaufkraftverluste kontraproduktiv w;ire, kann
dies nur durch eine Verringerung der Sozialversicherungsbeiträge im unteren Ein-
komrnensbereich erreicht werden, wobei gleichzeitig die Finanzierung des Sozi-
alstaates durch alternative Quellen gew;ihrleistet werden muss (siehe dazu auch
die Vorschläge, die im Rahmen von »Netzwerk Innovation« erarbeitet wurden,
in Gusenbauer 2(02). Ein weiteres Element der Integration von Problemgruppen
auf dem Arbeitsmarkt bildet der Ausbau der sozioökonomischen Betriebe. Hier
soll a11jenen, die »sich nicht so leicht tun«, eine Chance geboten werden, rnittel-
fristig wieder in den ersten Arbeitsmarkt zurückzufinden. Hier hat Schweden be-
sonders positive Erfahrungen gemacht.

Eine Ausweitung der Erwerbstätigkeit der Frauen bildet eine zentrale Einzel-
maßnahrne sozialdemokratischer Politik. Sie ist unter vielen Gesichtspunkten wün-
schenswert, vor allem unterjenen der Gleichberechtigung zwischen den Geschlech-
tern und der Armutsverrneidung fiir junge Familien. Ihr kommt aber auch höchste
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Bedeutung in der Sicherung der langtristigen Finanzierbarkeit des Pensionssystems
zu. Würde die Erwerbsquote der Frauen in Österreich das Niveau der skandinavi-
schen Länder erreichen, so wären 300.000 Personen fnehr im Arbeitsprozess.
Gleichzeitig wären damit (und wenn es zusätzlich gelingt, die Erwerbsbeteiligung
der Bevölkerung zwischen 55 und 6S zu erhöhen) die grössten Finanzierungspro-
blerne in der Pensionsversicherung gelöst. I)ie Voraussetzungen dafiir sind be-
kannt: Vereinbarkeit von Beruf und Familie durch ausreichende Ausstattung rnit
Kinderbetreuungsphtzen, Recht auf Teilzeitarbeit, partnerschaftliehe Auf teilung
der Farnilienptlichten.

Marktwirtschatten tendieren zu einer Ausweitung der Ungleichverreilung von
Einkommen und Vermögen. Eine wesentliche Aufgabe des öfl:cntlichen Sektors
lnit gesamtwirrschaftlich positiven Auswirkungen ist es, dieser Tendenz durch das
Abgahen- und Transtcrsystern, hesonders aber durch die Bereitstellung öffentli-
cher Intrastruktur entgegenzuwirken. Vom WohlL1hrtsstaat gehen z.B. aufgrund
der unwerteilenden Wirkung zugunsten der unteren EinkOlTnnenshälfte mit ihrer
überdurchschnittlichen Konsurnneigung positive Impulse fi.irdas Wirtschattswachs-
tum. aus. Als grobe Daumenregel kann gelten: Ihs untere Einkornmensdrittel gibt
mehr als 100 Prozent seines verfügharen Einkornmens wieder für Konsum aus,
das mittlere Einkonnnensdrittel etwa HS Prozent, das obere Einkommensdrittel
nur 75 Prozent. Jede Umverteilung vorn oheren zum unteren EinkOlTnnensdrittel
hringt deshalh expansive Konsum- und Wachsturnseffekte mit sich. Der Wohl-
tahrtsstaat erfiillt diese Ulllverteilungsfi.mktion sehr gut, vor allem auf der Ausga-
benseite. Die Sozialausgaben konnnen tlst zur Hälfte dem unteren Einkollllllensdrit-
tel zugute. Die Unwerteilungswirkungen der Staatsausgaben können sicherlich
noch verhessert werden, vor allern durch einen Ausbau von öffentlichen Dienst-
leistungen. Die Vorschläge zur Einschränkung von Sozialtransfers auf»jene, die es
wirklich hrauchen« zielen hingegen faktisch llleist eher auf eine Schwächung der
Sozialsysteme ab. Eine Verbesserung der »sozialen Trefl:sicherheit« des W ohltlhrts-
staates ist wünschenswert. Sie kann leichter über allgemeine öffentliche Leistun-
gen und ein stärker progressives Abgabensystem erreicht werden. Erhehliche Ver-
besserungen der »Trefl:sicherheit« des Wohlfahrtsstaates sind vor allem auch durch
eine Veränderung der Struktur der Staatsausgaben möglich (Stärkung der öfl:l~ntli-
ehen Dienstleistungen gegenüher Transfers u. ä.).

Ungenügend sind weniger die Umverteilungswirkungen der Staatsausgahen als
jene der Staatseinnahmen (vgl. Walterskirchen 1992, euger 1996). Die rnangc1n-
de Erfassung von Vermögen und Venllögenseinkommen im Steuersystem schwächt
in einer »Erben- und Vermögensgesellschafh< nicht nur den finanziellen Spielraum
der öffentlichen Hand, sondern heeintr;ichtigt auch deren Verteilungswirkung.
Die Steuerbelastung von Unternehmen geht europaweit zurück und ist in Öster-
reich besonders gering. Die wachsende Bedeutung von Sozialversicherungsbeiträ-
gen und indirekten Steuern gegenüher den Lohn- und Einkommenssteuern
schwächt die Distributionsfimktion des öfl:entlichen Sektors.

Eine erfolgreiche Modernisierungs- und Innovationspolitik ist eine zentrale
Voraussetzung rur Wirtschati:swachstum und Vollbeschäftigung. Dies hetritft nicht
nur Refonnen im Wohlfahrtsstaat, die diesen den neuen sozialen Herausforde-
rungen anpassen, und damit soziale Innovation, sondern auch technologische In-
novationen, die helfen können, die Produktivität der Wirtschatt und damit den
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Wohlstand zu heben. Österreichs Wirtschaft hat im intemationalen Vergleich Pro-
bleme in der Innovationskraft, die auch das Resultat einer nicht mehr zeitgenü-
ßen Förderstruktur ist. Die Subventionen und steuerlichen Fördemngen flir die
»Hardware« etwa im Bereich der Bauinvestitionen sind hoch, hingegen sind die
Förderungen von Forschung, Entwicklung und Innovation nach wie vor beschei-
den. Dies ;iußert sich auch darin, dass Österreich vor allem im Vergleich zu den
skandinavischen Ländern am Boon1 in der Infonnations- und Kommunikations-
technologie der zweiten Hälfte der neunziger Jahre - der jetzt nur tempodr llll-
terbrochen ist - nicht ausreichend teilgehabt hat. Hier haben staatliche Eingriffe
besonders positive langfristige Wirkungen.

6. Freiheit und Partizipation

Sozialdemokratische Wirtschaftspolitik, die sich an ernanzipatorischen Zielen ori-
entiert, hat vieWiltige Ansatzpunkte. Die EU-Ebene hat enorme Bedeutung fiir
die Gestaltung der Clobalisiemng und der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung im
Binnenmarkt. Die Instmmente des Nationalstaates reichen hierfiir nicht mehr aus.
Deshalb kann erfolgreiche sozialdenlOkratische Wirtschaftspolitik unter den Rah-
menbedingungen des gerneinsarnen europäischen Marktes nicht ohne eine aktive
und expansive Makropolitik auf EU-Ebene auskotl11nen. Die restriktiven und neo-
liberalen Rahmenbedingungen auf europäischer Ebene behindern die Projekte
sozialdemokratischer Wirtschaftspolitik entscheidend.

Wie die erwähnten Beispiele erfolgreicher nationalstaatlicher Wirtschaftspoli-
tik gezeigt haben, besteht jedoch auf Ebene der Mitgliedsstaaten der EU weiterhin
ein erheblicher Spielraum fiir Wirtschaftspolitik. Für die Erreichung von Vollbe-
schäftigung und qualitativ hochwertige Arbeitsptitze sowie Gerechtigkeit in der
Verteilung von Einkommen und Lebenschancen können auf nationalstaatlicher
Ebene wesentliche I3eiträge geleistet werden.

Emanzipatorische Politik kann sich jedoch nicht auf die Schaffung von Arbeit
für alle beschr;inken, da Erwerbsarbeit in sozialdemokratischer Perspektive nur ein
Mittel zum Zweck der Wohl6hrtssteigenlllg darstellt. Sozialdemokratische All-
tagspolitik vergisst allzu oft, dass Erwerbsarbeit fiir die Mehrzahl der Menschen
nach wie vor eine Belastung und Einschdnkung der Selbstbestinnnung und Eman-
zipation darstellt. Die Haltung zu fremdbestimmter Erwerbsarbeit muss deshalb
arnbivalent bleiben. Einerseits hat sie positive Aspekte, als sie Voraussetzung für
Integration und Wohlstand ist, andererseits muss sie überwunden werden, unI
Selbstbestimmung und Ernanzipation zu erreichen. In reichen Gesellschaften sind
Schritte in diese Richtung in Form verschiedener Ausprägungen von Arbeitszeit-
verkürzung leichter möglich. Arbeitszeitverkürzung hat positive Beschäftigungs-
effekte und dient damit der gesamtwirtschaftlichen W ohltahrtssteigemng, sie er-
laubt aber vor allem Schritte vom »Reich der Notwendigkeit« ins »Reich der
Freiheit<i.

Emanzipation Inuss auch in einer Stärkung von Partizipation und Mitbestim-
mung bestehen. Demokratie soll letztlich über reine Prozeduren und Institutio-
nen hinausgehen. In einem deliberativen Demokratieverständnis geht es vor allem
damm, die Beteiligung an der öffentlichen Debatte zu stärken. Besonders in der
Wirtschaftspolitik bestehen Defizite (vgl. Scherz 2(01). Weil jede wirtschaftliche
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und wirtschaftspolitische Entscheidung verteilungspolitische Implikationen hat und
damit in ihrem Charakter nonnativ ist, sind demokratische Auseinandersetzungen
über diese Entscheidungen notwendig - und zwar aus grundsätzlichen gesellschafts-
politischen Überlegungen, aber auch, weil durch Diskurs und darauf folgenden
Konsens langfristig die besseren wirtschaftlichen Ergebnisse erzielt werden kön-
nen. Demokratisierung darf sich allerdings nicht nur auf die Wirtschaftspolitik
beschränken, sondern muss das Wirtschaften allgemein um(1ssen. In diesem Be-
reich hat sozialdemokratische Wirtschaftspolitik in den letzten Jahrzehnten viel-
leicht die geringsten Fortschritte erzielen können, damit bleibt die Demokratisie-
rung die zentrale Herausforderung [ur emanzipatorische Politik. Demokratie ist
grundsätzlich ein offenes Projekt. Stärkere Beteiligung an der Politikformulierung
und -gestaltung ver;indert somit nicht nur den Gang der Geschichte, sondern
auch die beteiligten Akteure. In diesem Sinn ist Partizipation auch die zentrale
Voraussetzung fiir das Gelingen des emanzipatorischen Politikprojekts.

Anmerkung

Dieser Aufsatz hat inhaltlich wesentlich von den Arbeiten im Rahmen von »Netzwerk Innovati-
on« in denjahren 2000-2002 profitiert (siehe Gusenbauer 2002). Ich danke Joachim Becker, Karl
Dutrek, Alois Guger, Woltgang Nitsche, Margit Schratzenstaller, Martin Schürz und F:waldWal-
terskirchen fi.irwertvolle Kritik an einer ersten Fassung des Textes.
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